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Bei dem herannahenden Ende des Vierteljahres erſuchen wir unfere Leſer um 
rechtzeitige Erneuerung des Abonnements, damit die das Blatt ohne Unterbrechung ans 
Forterbalten. Gleichzeitig erſuchen wir unſere Leſer, durch größtmöglichſte Verbreitung 
unſeres Blattes demſelben ihre Unterſtützung zukommen zu laſſen. 5 

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes bitten wir, bei dem 
betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da wir von 
hier aus unſer Blatt regelmäßig an jedem Donnerſtag mit den Abendzügen verſenden, 
ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend Abend in 
den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens, in keiner Weiſe 
gegen eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlagnahme unſeres 
Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, fo werden, davon find wir über— 
zeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns ihr Wohl— 
wollen nach wie vor erhalten. 


Die Neaktion. lich gern, daß die Regierung nicht „guten Muthes“ 
ß he: dem Landtage entgegen geht. Auch haben wir niemals 
Die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ ſagt ihren Leſern behauptet, daß die Regierung es iſt, welche „einen 
ins Geſicht, es jet ein bloßer „Wahn“, daß „jetzt eine Erfolg ſchon in der Fortführung der ſogenannten 
traurige Seit für Preußen“ ſei. Ungeachtet der budget⸗ ı \ 2 tung 6 
(ofen Verwaltung, ſo ſchreibt fie, habe die Regierung es Reaktion ſich darüber ins Fäuſtchen. Und nicht blos 
doch zu Wege gebracht, daß das Volk die jetzige Zeit in's Fäuſtchen. Nein, fie hat es offen und laut in 
ganz und gar nicht mehr für eine „traurige. anſehe. ihren Blättern verkündet, daß das Nichtzuſtandekommen 
— Mit ſolchen und ähnlichen Redensarten will fie natür⸗ des verfaſſungsmäßigen Staatshaushaltsgeſetzes ge⸗ 
lich dieſem oder jenem hohen Gönner weiß machen, daß rade ihr Sieg iſt, und daß jetzt ihre Sache tiumphiren 
das preußiſche Volk wohl gar feine beſondere Freude wird. Dieſe Reaktion hat ſich jeit faſt vier Jahren 
an dem fetzigen Zuſtande bat, und daß nur die Regie- | felbft zur eifrigſten Vorkämpferin der Regierung auf⸗ 
rung, aber nicht das Volk, es für einen beklagens⸗ geworfen; fie hat behauptet, daß fie dem Könige mit 
werthen Zuſtand“ anſieht, daß das, von der Verfaſſung der unbedingteſten Treue und mit der tiefſten Unter⸗ 
unbedingt gebotene, Geſetz über den Staatshaushalt würfigkeit diene, und dabei hat fie unlängſt, wie 
auch in der bevorſtehenden Sigung unſerer Volks⸗ wir vor acht Tagen zeigten, die unverſchämte Prahlerei 
vertretung, wie die „Prov.⸗Korr.“ vorausſieht, nicht zu ſich erlaubt, daß ſie der Krone jetzt die Macht genommen 
Stande kommen wird. habe, ſich und das Land jemals wieder von der 
Indeß wäre es doch möglich, daß die Herren von der „konfervativen“ Majorität des Herrenhauſes 
„Prov.⸗Korr.“ ſelbſt an das glauben, was fie ſchreiben frei zu machen. Jetzt, behauptete fie, könne nur 
oder Schreiben laſſen. Dann läßt fi mit ihnen nicht noch die „Revolution“ dieſe Majorität in eine 
ſtreiten, aber es kann doch noch immer Ohren im Lande 1 1 | 
geben, denen das Gerede der „Prov.⸗Korr.“ wie eine Daher halten wir es für Pflicht, mit dieſer Reaktion 
Stimme der Wahrheit klingt, und die ſich einreden Inf- endlich einmal deutſch zu reden. 
fen, daß die Worte, die aus dem Volke kommen, weiter | Reaktion iſt kein Name, den etwa wir unſeren 
nichts find, als ein bloßes ſchreckhaftes Märchen. Gegnern beigelegt hätten. Nein, dieſe Herren ſelbſt 
Trotz alle dem glauben wir der „Prov.⸗Korr.“ herz | nennen ſich Reaktionäre und fie rühmen ſich, daß fie 


mit allen Kräften an einer recht gründlichen Reaktion 
arbeiten. — „Reaktion“ aber iſt ein lateiniſches Wort 


braucht, und fie hoffen dann fo feſt bei Hofe zu ſitzen, daß 
ſie das Ohr des Königs ganz allein für ſich haben. 
Jerk dionig , benten ne,’ wird dann gar nicht anders 


uber; yr ue Ady ref r 
„Zurücktreibung“, „Jurückbringung.“ Ein politiſcher Re⸗ 
aktionär tft alſo derjenige, der den gegenwärtigen Staat 
in einen früheren, nicht mehr vorhandenen Zuſtand 
wieder zurücktreiben und zurückdrängen will. 

Wir fragen: wie weit will uns denn die Reaktion 
zurückdrängen? 

Sie will nicht das ganze Alte, ſondern ſie beab⸗ 
ſichtigt auch eine Neuerung, nämlich die, daß die oberſte 
Herrſchaft über den ganzen Staat nur dem Scheine 
nach in die alten Hände zurückkehre, in der Wirklich⸗ 
keit aber an die reaktionären Herren ſelbſt über⸗ 
gehen ſoll. 

Zuerſt alſo möchte die Reaktion den preußiſchen 
Staat ſcheinbar in denſelben Zuſtand zurückbringen, 
in welchem er ſich vor dem März 1848 befunden hat. 
Natürlich iſt ſie viel zu blind, um zu ſehen, daß eben 
aus dieſem Zuſtande damals alle die Dinge hervorge⸗ 
gangen ſind, über welche ſie ſelbſt gerade am meiſten 
ſich beklagt. Der König, ſagt fie, fol wieder „herrſchen 
und regieren“ gerade wie damals. Er ſoll völlig un⸗ 
umſchränkt ſein; keine Verfaſſung und kein Recht des 
Volkes ſoll ihm im Wege Ken Er fol nicht nöthig 
haben, auf irgend wen im Lande zu hören, als einzig 
und allein auf die Stimme derjenigen Rathgeber, die er 
ſelbſt nach ſeinem abſoluten Belieben ſich gewählt hat, 
und die er eben ſo nach abſolutem Belieben wieder ent⸗ 
laſſen kann. Seine Rathgeber, ſeine Miniſter ſollen 
keinem Richter, keiner Volksvertretung und überhaupt 
keinem Menſchen in der Welt verantwortlich ſein, als 
ihm ganz allein. Das Volk ſoll eben ſo wenig wie da⸗ 
mals das Recht haben, ſeinen Willen, ſeine Wünſche, 
feine Meinung durch den Mund feiner Vertreter aus⸗ 
zuſprechen. Wir ſollen auch nicht mehr das Recht haben, 
in Vereinen und Verſammlungen über unſere eigenen 
Angelegenheiten zu ſprechen. Wir ſollen auch in Zeitun⸗ 
gen und Büchern nichts Anderes mehr leſen dürfen, als 
was die von den Miniſtern eingeſetzten Beamten zu 
drucken erlauben. Ja, der König ſelbſt ſoll, wo möglich, 
gar nichts Anderes aus dem Lande zu hören bekommen, 
als was ſeine Miniſter und Rathgeber und die Herren 
vom Hofe ihm erzählen. Dabei ſoll Alles, was der 
König nach Anhörung ſeiner Räthe befiehlt, ohne Wei⸗ 
teres Geſetz ſein. Der Bürger und Bauer ſoll nichts 
zu thun haben, als ſtumm und blind zu gehorchen. Er 
Fol bezahlen, was nach dem bloßen Gutdünken der 
Miniſter ihm an Steuern und Abgaben auferlegt wird; 
und ſein ſauer erworbenes Geld ſoll ausgegeben werden, 
ohne daß er einmal zu hören bekommt, wofür und 
wozu. 
Das ſieht nun freilich ſo aus, als ob die Herren 
von der Reaktion die Abſicht hätten, ganz eben ſo willen⸗ 
loſe Unterthanen zu werden, wie wir es ſein ſollen. 
Aber daran denken ſie nicht im Entfernteſten. Im 
Gegentheil, ſie denken, daß die alte abſolute Monarchie 
nur dem Namen nach wieder hergeſtellt zu werden 


können, als Leute aus ihrer Mitte zu ſeinen Miniſtern 
zu machen, und immer ſo zu regieren, wie ſie es gerade 
wünſchen und unter Umſtänden verlangen. Sie hoffen, 
daß ſie ſelbſt dann die Herren im Lande über 
uns Alle ſein werden. 

Das wäre dann der Rückſchritt bis vor 1848. Aber 
es wäre auch nur der erſte, dem noch ein zweiter 
folgen muß, wenn ſie ihr Ziel ganz erreichen wollen. 

Der zweite Rückſchritt ſoll bis vor 1807 zurück⸗ 
gehen, und damit ſie den machen können, ſoll gerade die 
wiederhergeſtellte abſolute Monarchie ihnen die Zügel 
des Staates in die Hände geben. Alle die ſchönen und 
vortrefflichen Einrichtungen, welche wir von 1807 bis 
1813 beſonders den großen Staatsmännern Stein 
und Scharnhorſt verdanken, ſollen von Grund aus 
umgeſtoßen werden, ſo weit ſie nämlich ſich irgend 
noch umſtoßen laſſen. Die Rittergüter ſollen wieder 
ausſchließlich, ſo weit es geht, in die Hände des Adels 
kommen. Der Bauer ſoll wieder in die alte 
Unfreiheit zurückfallen; er ſoll dem Gutsherrn 
wieder zu den alten Dienſten verpflichtet werden, ſo 


weit dieſelben heut zu Tage noch zu gebrauchen find. 


Er ſoll wieder, wie damals, ſeinen Hof nur verkaufen 
und erwerben, ſeine Söhne und Töchter nur verheirathen 


können, wenn es der Gutsherr erlaubt. Auch ſoll 
der Bauer es ſich ruhig gefallen laſſen, wenn 


die Jagd des gnädigen Herrn wieder über 
ſeine Felder geht, und das Wild ſeine Saaten und 
ſeine Ernten zerſtört. Auch der Bürger ſoll wieder 
Laſten tragen, von denen der Edelmann frei iſt, und der 
Handwerker ſoll wieder in die alten Zünfte gezwängt 
werden, damit er nicht übermüthig und damit er wieder 
eben ſo arm werde, wie faſt alle Handwerksleute es vor 
ſechzig Jahren waren. 

Das und noch gar manches Andere, beſonders was 
Schule und Kirche betrifft, haben die Herren von der 
Reaktion im Sinne; und das nennen ſie mit heuchleri⸗ 
ſchem Munde „Gottes Ordnung“, zu der das zucht⸗ 
loſe Bürger⸗ und Bauernvolk zurückgebracht werden müffe. 

Allen dieſen Plänen ſteht freilich eine gar ernſte und 
heilige Sache im Wege. Das ſind alle die Eide, 
welche der König und alle Beamte, alle Mit⸗ 
glieder des Abgeordnetenhauſes und des Her⸗ 
renhauſes auf die Verfaſſung geſchworen haben. 

Aber gerade gegen dieſe Eide richtet die Reaktion 
ihre giftigſten Pfeile. Mit der gröbſten Verdrehung 
der Worte und der Thatſachen hat ſie ſeit Jahr und 
Tag zu beweiſen geſucht, daß durch den Eid auf die 
Bere eigentlich Niemand gebunden, Niemand zu 
irgend etwas verpflichtet ſei. Noch ganz vor Kurzem 
hat diejenige unter den reaktionären Zeitſchriften, die 

erade für die vornehmſten Leſer beſtimmt iſt, nämlich 
ie „Berliner Revue“, die namenloſe Frechheit gehabt, 
zu behaupten, daß die beſchworene Verfaſſung 
ein Ding ſei, das eigentlich gar nicht mehr 


iſt i weil ſie nicht exiſtire, ſo könne ſie 
ang beim beſten Willen von Niemandem mehr 
gehalten werden. Der König, jagt fie, iſt alſo voll- 
kommen berechtigt, „die Verfaſſungsurkunde ſofort zu⸗ 
zumachen und bei Seite zu legen“, bis ſie, was 
natürlich nie geſchehen wird, einmal wieder 
von ſelbſt zum Leben erwacht. 

Darauf iſt nichts zu erwidern, denn man muß an⸗ 
nehmen, daß ſolche Worte doch nur in den Wind ge- 
ſprochen ſind. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Wenn man von allen Gerüchten, welche ohne 
jede Gewißheit ihrer Richtigkeit in der Luft herumſchwirren, 
abſieht, ſo iſt eigentlich aus der vergangenen Woche ſehr 
wenig pelitiich Wichtiges zu melden. In Bezug auf die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage ſcheint es allerdings, als 
ob die Aufnahme der Verhandlungen zur Herſtellung eines 
Definitivums bevorſtehe, doch ich ziemli \ 
die Anſichten der preußiſchen und öſterreickiſchen Regierung 
ſo weit auseinandergehen, daß nicht wohl ein baldiges Ende 
der Verhandlungen abzuſehen iſt. Oeſterreich hat jet end- 
lich mit ſchweren Opfern wieder einiges Geld in ſeine Kaſſen 
bekommen, und es zeigt in Folge deſſen gar keine Neigung, 
auf die Idee eines Verkaufes ſeiner Rechte auf Schleswig⸗ 
Holſtein einzugehen. Zu bemerken iſt, daß der Großherzog 
von Oldenburg ſeinen Anſprüchen auf den Thron von Schles⸗ 
wig⸗Holſtein enttagt haben ſoll; wie es heißt, iſt er zu die⸗ 
jem Entſchluß gelangt, weil er die Schuldenlast, welche dem 
neuen Reiche aufgelegt werden ſoll (etwa 30 Millionen Thlr. 


Staatsſchuld), für zu groß hält; wir glauben aber, das 
Hauptmotiv ſeiner Ablehnung iſt der Umſtand, daß er ein⸗ 
geſehen hat, es werde ihm nicht gelingen, ſeine Anſprüche zu 
begründen. WE 3 8 
Am 3. d. M. find die Provinzial⸗Landtage zuſam⸗ 
mengetreten. Von Seiten der Regierung iſt ihnen eine Vor⸗ 
lage gereicht worden über die Aufbringung der Grund⸗ 
ſteuer⸗Veranlagungs⸗Koſten, die von den Provinzen 
au die Staatskaſſe zurückgezahlt werden ſollen. Es treffen 
hiervon auf die Provinz Brandenburg 1,048,939 Thlr., 
auf die Provinz Sachſen 1,236,012 Thlr., auf die Provinz 
Schleſien 1,432,033 Thaler, auf die Rheinprovinz 
842,114 Thaler, Pommern 662,440 Thaler, Preußen 
1,095,409 Thaler, Weſtfalen 186,203 Thaler. — Wie 
unſere Leſer ſich erinnern werden, hat das Abgeordnetenhaus 
auf den Antrag des Abg. v. Benda beſchloſfen, daß dieſe 
Koſten nicht von den einzelnen Provinzen zurückerſtattet wer⸗ 
den ſollen, ſondern daß ſie auf den Staatsſchatz übernommen 
werden ſollten. 5 8 5 , 
Schleswig. Die Behörden ſchließen einen Verein nach 
dem andern, ſie verbieten die Aufhängung der Bilder des 
Herzogs Friedrich von Auguſtenburg und feiner Gemahlin, 
ſie verbieten mehrere in Holſtein erſcheinende Zeitungen, welche 
offen die Auguſtenburgiſche Fahne feſthalten, alles das ſollen 
Beweiſe fein, wie wenig Anhang dieſe Partei in Schleswig 
hat. Merkwürdig iſt, daß das Volk jo thöricht ift, daß es 
aus ſolchem Vorgehen gerade zu der entgegengeſetzten Anſicht 
ommt. 9 
Holſtein. Der öſterreichiſche Statthalter hat bei ver⸗ 
ſchiedenen Gelegenheiten feine Meinung dahin ausgesprochen, 
daß er nicht geſonnen ſei, irgendwie in die politiſchen An⸗ 
elegenheiten des Herzogthums gewaltſam einzugreifen. So 
hat er in Wilſter dem verſammelten Volke geſagt: Ich 


zeigt ſich ziemlich deutlich, daß 


werde nach wie vor an den in der Proklamation beim 
Antritt meiner proviſoriſchen Regierung ausgeſprochenen 
Grundſätzen feſthalten, ich werde ſtets die geiſtigen und mate⸗ 
riellen Intereſſen der Einwohner des Herzogthums Holſtein, 
ſowie die beſtehenden Landesgeſetze beachten, damit kein Hol⸗ 
ſteiner bei meinem eventuellen Weggehen von hier ſagen kann, 
ich habe rechtlos regiert. Ich will hier im Lande nicht als 
türkiſcher Paſcha regieren“, und den Geiſtlichen in Elmshorn 
hat er geſagt, ihre Aufgabe ſei es, der Bevölkerung in der 
augenblicklich fo zweifelhaften Lage Muth und Zuverſicht ein- 
zuſprechen. Er gedenke, fügte er hinzu, das Land als ehr⸗ 
licher Mann zu verlaſſen. 

Naſſau. Vor einigen Tagen fand in der Ständever⸗ 
ſammlung bei Gelegenheit der Frage über die Bewilligung 
einiger Stipendien für Studirende der katholiſchen Theologie 
eine intereſſante Debatte ſtatt. Die Majorität des Aus⸗ 
ſchuſſes hatte beantragt, die geforderten Stipendien für katho⸗ 
liſche Theologen, welche in der Anſtalt des Viſchofs Ketteler 
zu Mainz vorgebildet werden, nicht zu bewilligen. Hierüber 
entſtand eine lebhafte Debatte. Der Stellvertreter des katho⸗ 
liſchen Biſchofs zu Limburg ſah ſich veranlaßt, den Beſchluß 
des frankfurter Parlaments, welcher die Aufhebung 
eines geiſtlichen Ordens bezweckte, lächerlich zu machen; 
der Abg. Dr. Siebert diente ihm mit folgenden Worten: 
„Vor Allem muß es mich Wunder nehmen, daß der Herr 
Stellvertreter den geiſtlichen Orden nicht genannt hat, dem 
jener Beſchluß des frankfurter Parlaments gegolten. Er galt 
der Ausweiſung der Jeſuiten, jenes gemeinſchädlichſten 
aller Inſtitute, (Zuruf Seitens der Klerikalen: Nein, es han⸗ 
delte ſich um die Ligorianer und Redemptoriſten!) Abg. 


Q Siebert (fortfahrend): Meine Herren, nennen Sie die Or⸗ 
Kriegskoſten und ein ebenſo großer Antheil an der däniſchen 


densleute Jeſuiten oder Ligorianer. Es iſt bekannt, daß die 
Jeſuiten ſich unter verſchiedenen Namen und in verſchiedenen 
Trachten mit langen und mit kurzen Röcken da einſchmuggeln, wo 
man fie verdrängt hat (Heiterkeit). Der Parlaments- 
beſchluß galt alſo den Jeſuiten, und das ganze ge⸗ 
ſittete Zeitalter ruft jenem Beſchluſſe „Bravo“ zu. 
Mit ſicherem Takte hatte das Parlament die Axt an die Wurzel 
alles Uebels gelegt. Es hatte erkannt, daß die jeſuitiſchen 
Beſtrebungen denjenigen Zielen feindlich gegenüberſtanden, 
welche auf die Einheit und Freiheit Deutſchlands gerichtet 
waren; und wenn in unſeren Tagen wiederum ein deutſches 
Parlament über die Geſchicke des Vaterlands zu entſcheiden 
berufen ſein wird, ſo wird es jenen Beſchluß des erſten Par⸗ 
laments ſicherlich gutheißen. (Beifall links, Widerſpruch rechts.) 
Reden mir die Herren von der Jenſeite nicht von den Zu⸗ 
ſtänden in Amerika, denn ſie bekämpfen ja täglich die 
bürgerliche Freiheit, welche in Amerika ihre Triumphe 
feiert. Helfen Sie (zur Rechten) uns Zuſtände ſchaffen, wie 
ſie in Amerika beſtehen, wir werden uns über die Er⸗ 
folge der Hierarchie und des Jeſuitiemus beruhi⸗ 
gen können. Gerade dieſer Geiſt iſt es, welcher in der 
„Kettleriſchen“ Anſtalt großgezogen werden ſoll; es iſt nicht 
der Geiſt, welcher auf unſeren deutſchen Hochſchulen waltet, 
nicht der Geiſt der wiſſenſchaftlichen Forſchung den wir mit 
Stolz den deutſchen nennen, ſondern der Geiſt, der aus der 
Encyelica und dem Syllabus ſpricht, nicht der ächt chriſtliche, 
humane Geiſt der Duldung und Liebe, ſondern der Geift 
des Haſſes und der Unterdrückung. (Bravo) Es wäre ſelbſt⸗ 
mörderiſch, wenn wir aus Landesmitteln die Waffen ſchmieden 
wollten, welche gebraucht werden ſollen, nicht um katholiſche 
Lehre und Sitte zu vertheidigen, ſondern um die bürgerliche 
Freiheit zu vernichten.“ (Anhalfender Beifall in der Ver⸗ 
ſammlung und unter den Zuhörern.) — Die Anforderung 
wurde nach längeren Debatten geſtrichen. 


Im Klub. 
(Ein Geſpräch.) 

Perſonen: Kommerzienrath Schnappmeier, Geheimrath 
Wichtigmeier, Rittmeiſter v. Eßmeier. 

(In einem ſchön ausgeſtatteten Zimmer ſitzen an einem 
Tiſch, auf dem ſich Reſte eines Diners und mehrere theils 
volle, theils geleerte Flaſchen Champagner befinden, Kom⸗ 
merzienrath Schnappmeier und Geheimrath Wichtigmeier.) 

Kammerzienrath Schnappmeier. Haben Sie ſchon 
geleſen, Herr Geheimrath, daß man es wagt, von der Re⸗ 
gierung zu ſagen: „Sie ſehe der nächſten Kammerſeſſion nicht 
guten Muthes entgegen.“ 

Geheimrath Wichtigmeier. Nein. Was Sie mir 
ſagen, iſt ja ganz unerhört! dieſe Literaten ſind doch ein 
verwegenes Volk. Man hätte glauben ſollen, daß ſie durch 
die vielen Verurteilungen in Folge der ſtrengen Handhabung 
des Preßgeſetzes eingefhüchtert fein würden. Aber nein: in 
immer neuen Wendungen wagen ſie es, unſer herrliches Mi⸗ 
niſterium anzugreifen. Dieſe Menſchen gleichen wahrlich den 
Fliegen, welche, ſo oft man ſie auch mit gewaltigem Schlage 
von der Naſenſpitze verſcheucht, ſich doch ſtets von neuem auf 
dieſelbe Stelle ſetzen. — Es iſt kaum glaublich! Alſo nicht 
guten Muthes ſoll unſere tapfere Regierung der nächſten 
Kammerſeſſion entgegenſehn? Was kaun damit gemeint ſein? 
— Offenbar zielt das auf den Vertrag mit der Köln-Mind⸗ 
ner Bahn. Pah! was will die Kammer dagegen thun? 
Wenn ſie auch den Vertrag für unverbindlich für den Staat 
erklärt, die dreizehn Millionen haben wir in der Taſche und 
kein Kammerbeſchluß kann ſie daraus entfernen. 

Kommerzienrath Schnappmeier (bedenklich). Ver⸗ 
zeihen Sie eine Frage, Herr Geheimrath. Glauben Sie wirk⸗ 
lich, daß das Abgeordnetenhaus ſo weit gehn könnte, den Ver⸗ 
trag für ungültig zu erklären? 

Geheimrath Wichtigmeier. Das halte ich aller⸗ 
dings für ſehr wahrſcheinſich, aber fein Sie ganz ruhig, die 
Regierung wird durch ſolch eine Ungültigkeitserklärung gewiß 
nicht erſchüttert werden, da ſie die Hauptſache, das Geld, 
ſchon eingeſtrichen hat. 

Kommerzienrath Schnappmeier. Sie erſchrecken 
mich! ich habe nie an dieſe Möglichkeit gedacht. — Für die 
gegenwärtige Regierung mag die Sache allerdings nicht be⸗ 
ſorglich ſein. Die Kammer hat keinen Exekutor, durch welchen 
fie dem Miniſterium die dreizehn Millionen abnehmen laſſen 
kann; aber denken Sie doch an die Zukunft! Welche Ver⸗ 
luſte können für die Aktionäre der Köln-Mindener Bahn aus 
einer Ungültigkeitserklärung des ganzen Geſchäftes entſprin⸗ 
gen! Wie alle menſchlichen Diuge wird auch das Miniſte⸗ 
rium Bismarck einmal ſein Ende finden. Wenn dann die 
liberale Partei an's Ruder kommt und den früheren Beſchluß 
zur Ausführung bringt, indem fie die Köln⸗Mindner Aktien 
wangsweiſe zum Nennwerthe ankauft! Behaupten doch 
ie Blätter dieſer Partei ſchon jetzt einſtimmig, daß die Re⸗ 
ierung allein nicht berechtigt geweſen wäre, dieſes geſetzlich 
feſtgeſtete Recht des Staats zu verkaufen. Bedenken Sie 
doch, was dann aus den Aktionären werden ſoll, welche 
dieſes Recht der Regierung für baare dreizehn Millionen 
und unter Aufgabe anderer wichtiger Rechte abgekauft haben! 
— Sagen Sie mir doch aufrichtig Ihre Meinung. War die 
Regierung wirklich nicht befugt zum Abſchluß des Vertrages? 

Geheimrath Wichtigmeier. Nun, nun! ſein Sie 
nur nicht gleich ſo ängſtlich! — Wir ſind ja unter uns und 
ſo darf ich Ihnen wohl ſagen, daß man allerdings bisher 
immer angenommen hat, ein Geſetz könne nur durch ein Ge- 


ſetz aufgehoben werden. Es kann auch nicht wohl geleugnet 
| werden, daß jenes Ankaufsrecht Ro: Bahn 

durch ein Geſetz feſtgeſtellt worden if. Es iſt daher gar 
nicht unmöglich, daß das im Januar zuſammentretende Ab⸗ 
geordnetenhaus, hierauf fußend, in feiner Oppoſitionswuth 
den Vertrag für unverbindlich für den Staat erklärt. — In⸗ 
deß bis zur Ausführung dieſes Beſchluſſes, in der von Ihnen 
befürchteten Art, wird noch viel Waſſer über die Erde laufen 
und noch manches aus dem Gedächtniß der Menſchen heraus ⸗ 
ſpülen. Inzwiſchen ziehn Sie Jahr für Jahr eine immer 
fetter werdende Dividende aus Ihren Köln-Mindnern und 
kommt es ja einmal ſchlimm, ſo haben Sie je Ihre Verbin- 
dungen, durch welche Sie zeitig genug Wind bekommen, fo 
daß Sie Ihre Aktien noch vor dem Ausbruch des Unwetters 
verkaufen können. (Der Kommerzienrath ſchüttelt ihm herz⸗ 
lich die Hand. In dem Augenblick tritt der Rittmeiſter v. 
Eßmeier grüßend in das Zimmer.) 

Geheimrath Wichtigmeier (fortfahrend). Doch wir 
find von dem Ausgangspunkt unſeres Geſpräches abgekom⸗ 
men. In welchem Schandblatt haben Sie, mein werther Herr 
Kommerzienrath, denn die freche Behauptung geleſen, „daß 
die Regierung der nächſten Kammerſeſſion nicht guten 
Muthes entgegenſehe?“ Ich finde, daß die Unverſchämtheit 
der liberalen Preſſe, trotz der vielen Verurtheilungen, täglich 
größer wird. Unter ſolchen Umſtänden ift es Pflicht eines 
jeden treuen Beamten, nach Kräften die Behörden zu unter⸗ 
ſtützen, welche zur Verfolgung der Preßverbrechen angeftellt 
ſind. Welches Blatt war es alſo, in dem Sie jenen Satz 
geleſen, ich möchte gern meinen Freund den Staatsanwalt 
Fangmeier darauf aufmerkſam machen. ö 

Kommerzienrath Schnappmeier. Ich muß ſehr 
bedauern, Ihre Frage nicht beantworten zu können; als meine 
Augen auf jenen Das ſteſen; wur ich ſo entrüftet, daß ich das 
Blatt ſofort bei Seite warf, ohne auch nur eine Zeile weiter zu 
leſen und nach dem Titel dieſer ruchloſen Zeitung zu ſehen. Nur 
ſo viel weiß ich mich zu erinnern, daß jene Worte das Ende 
eines Aufſatzes bildeten. j 

Rittmeiſter von Eßmeier (an den Tiſch tretend). Ich 
bitte die Herren, es nicht übel zu nehmen, wenn ich mich in 
ihr Geſpräch miſche; aber ich bin im Stande einen Irrthunt 
aufzuklären. Die von dem Herrn Kommerzienrath angeführ⸗ 
ten Worte bilden allerdings das Ende eines längeren Ar- 
tikels. Derſelbe ſteht aber in keinem Schandblatt, ſondern in 
unſerer trefflichen Provinzialkorreſpondenz und es wird in jenem 
ſehr guten Artikel die Kammer bereits im Voraus tüchtig 
abgetrumpft. Unſer verehrter Herr Kommerzienrath hätte ſich 
von ſeinem patriotiſchen Eifer nicht ſo fortreißen laſſen und 
den Satz zu Ende leſen ſollen, da würde er gefunden haben, 
daß jene ihm ſo anſtößige Stelle einen ganz anderen Sinn 
hat. Im Zuſammenhang lautet er, wie ich mich noch genau 
erinnere, alſo: „Die Regierung ſieht dem bevorſte⸗ 
henden Zuſammentritt des Landtages nicht gu⸗ 
ten Muthes, aber mit gutem Gewiſſen entgegen“. 

Geheimrath Wichtigmeier, So, das iſt allerdings et⸗ 
was ganz Anderes. Herr Kommerzienrath, ich begreife es gar 
nicht, wie Sie fo unaufmerkſam leſen können! (Der Kommer- 
ienrath blickt beſchämt nieder der Geheimrath aber ſieht fich 
reundlich um, füllt drei Gläſer, erhebt ſich und fährt alſo 
ort): Stoßen Sie an, meine Herren: 

„Es lebe das gute Gewiſſen unſeres verehrten 
Miniſteriums Bis marckl“ 
Alle drei (mit einander anſtoßend) Hoch! Hoch und 
nochmals Hoch! 
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